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Die Kommission beehrt sich, zu der Rechtsmittelbeantwortung wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

I. VORBEMERKUNG 

1. Die Kommission versteht die Rechtsmittelbeantwortung in der Weise, dass der 

Kläger im Verfahren erster Instanz (nachfolgend: "Kläger") beantragt, das Urteil des 

Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (nachfolgend: "Gericht 

für den öffentlichen Dienst") vom 25. September 2008 in der Rechtssache F-44/05, 

Strack/Kommission (nachfolgend: das "angegriffene Urteil") insoweit aufzuheben, 

als das Gericht für den öffentlichen Dienst 

- den Antrag auf Aufhebung der Entscheidung über die Ernennung des erfolgreichen 

Bewerbers in dem Verfahren zur Besetzung der Stelle eines Leiters des Referats 

"Ausschreibungen und Verträge" beim Amt für Amtliche Veröffentlichungen der 

Europäischen Gemeinschaften (nachfolgend: die "Ernennungsentscheidung") als 

unzulässig zurückgewiesen hat, 

- den Antrag auf Aufhebung der Beschwerdeentscheidung zurückgewiesen hat 

- die zur Begründung des Antrag auf Aufhebung der Entscheidung über die 

Ablehnung der Bewerbung des Kläger in dem Verfahren zur Besetzung der Stelle 

eines Leiters des Referats "Ausschreibungen und Verträge" beim Amt für Amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (nachfolgend: die 

"Ablehnungsentscheidung") vorgebrachten Klagegründe eines Verstoßes gegen die 

Art. IIa und 22a Abs. 3 des neuen Statuts, eines offensichtlichen 

Beurteilungsfehlers, eines Verstoßes gegen Art. 25 des neuen Statuts eines 

Verstoßes gegen den Grundsatz der ordnungsgemäßen Verwaltung und die 

Fürsorgepflicht zurückgewiesen hat, 

- die Kommission nur in Höhe eines Betrags von 2000 € anstatt von 5000 € zum 

Ersatz eines behaupteten immateriellen Schadens verurteilt hat, 

- der Anregung des Klägers, den zuständigen Strafverfolgungsbehörden eine Kopie 

der Verfahrensunterlagen zu übermitteln und entsprechend Strafanzeige zu erstatten, 

nicht nachgekommen ist. 
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II. ZURÜCKWEISUNG DES ANTRAGS AUF AUFHEBUNG DER 
ERNENNUNGSENTSCHEIDUNG (ERSTER ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUND) 

2. Nach Auffassung der Kommission hat das Gericht für den öffentlichen Dienst in 

Randnr. 78 des angegriffenen Urteils rechtsfehlerfrei festgestellt, dass der Kläger 

zum Zeitpunkt der Klageerhebung kein persönliches und gegenwärtiges Interesse an 

der Aufhebung der Ernennungsentscheidung besitzt. 

3. Ein in einem Auswahl verfahren zur Besetzung einer freien Planstelle abgelehnter 

Bewerber besitzt in bezug auf die Aufhebung der Ernennungsentscheidung nur dann 

ein persönliches und gegenwärtiges Interesse - in dem Sinne dass die etwaige 

Aufhebung der Ernennungsentscheidung fur ihn einen rechtlichen Vorteil begründet 

-, wenn er zum Zeitpunkt der Klageerhebung (bzw. der auf seine Klage ergehenden 

gerichtlichen Entscheidung) nach wie vor die Voraussetzungen für eine Ernennung 

auf diese Stelle erfüllt. Dies ist jedoch unter anderem dann nicht der Fall, wenn der 

Kläger vor Klageerhebung vom Invaliditätsausschuss für dauernd voll dienstunfähig 

erklärt worden und gemäß den Artikeln 53 und 78 des Statuts von Amts wegen in 

den Ruhestand versetzt worden ist. 

4. Die Schlussfolgerung des Gerichts für den öffentlichen Dienst, wonach der Antrag 

auf Aufhebung der Ernennungsentscheidung wegen fehlenden 

Rechtsschutzinteresses zulässig ist, erweist sich auch im Lichte des Urteils des 

Gerichtshofs vom 22. Dezember 2008 in der Rechtssache C-198/07 P, 

Gordon/Kommission nicht als rechtsfehlerhaft. Es bestehen nämlich wesentliche 

Unterschiede zwischen einem Beurteilungsbericht über einen Beamten einerseits 

und einer Entscheidung über die Ernennung des erfolgreichen Bewerbers in einem 

Stellenbesetzungsverfahren andererseits. 

5. Zum einen ist die Art des Interesses eines Beamten an der Aufhebung des 

betreffenden Akts in beiden Fällen strukturell verschieden. 

6. Denn ein Beurteilungsbericht stellt keine Entscheidung dar, durch die die 

Rechtssituation des Beamten verändert würde, sondern, wie der Gerichtshof in Rn, 

43 des Urteils Gordon/Kommission ausgeführt hat, ein Werturteil darüber, wie der 

beurteilte Beamte in dem betroffenen Zeitraum die ihm übertragenen Aufgaben 

erfüllt und sich im Dienst verhalten hat. Daher hat jeder Beamte einen Anspruch 

darauf, dass seine Arbeit durch eine gerechte und angemessene Beurteilung 
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gewürdigt wird (Randnr. 45 des Urteils Gordon/Kommission). Wie Generalanwalt 

Bot in Randnr. 49 seiner Schlussanträge in der Rechtssache Gordon/Kommission 

ausgeführt hat, fließt dieser Anspruch aus dem Persönlichkeitsrecht. Das Interesse 

des Beamten an der Aufhebung eines seinem Inhalt nach oder wegen eines 

Verstoßes gegen die durch das Statut vorgeschriebenen Regeln rechtswidrigen 

Beurteilungsberichts ist somit immaterieller ("moralischer") Natur. Es bleibt auch 

nach dem endgültigen Ausscheiden des Beamten aus dem Dienst im Prinzip 

bestehen. Daher ist auch eine nach diesem Zeitpunkt erfolgende Aufhebung eines 

derartigen Beurteilungsberichts geeignet, für den Beamten einen immateriellen 

Vorteil zu begründen. Der Beamte hat daher ein fortdauerndes persönliches und 

gegenwärtiges Interesse an einer solchen Aufhebung. 

7. Im Gegensatz dazu erscheint es nach Auffassung der Kommission nicht 

angemessen, ein immaterielles ("moralisches") Interesse eines Beamten an der 

Aufhebung einer rechtswidrigen Entscheidung über die Ernennung des 

erfolgreichen Bewerbers in einem Stellenbesetzungsverfahren anzunehmen. 

Vielmehr ist insofern nur ein konkretes rechtliches Interesse von Belang. 

8. In diesem Zusammenhang erinnert die Kommission daran, dass nach ständiger 

Rechtsprechung Beförderungen nach Artikel 45 des Statuts "aufgrund einer 

Auslese" vorgenommen werden und die Anstellungsbehörde daher weder 

verpflichtet ist, dem nicht beförderten Bewerber mitzuteilen, wie sie ihn und den zur 

Beförderung vorgeschlagenen Bewerber im Vergleich zueinander beurteilt hat, noch 

im einzelnen darzulegen hat, wie sie zu der Auffassung gelangt ist, dass der 

ernannte Bewerber die in der Stellenausschreibung aufgestellten Voraussetzungen 

erfüllt. Es genügt vielmehr, dass sich die Begründung auf das Vorliegen der 

rechtlichen Voraussetzungen bezieht, von denen das Statut die Ordnungsmäßigkeit 

der Beförderungsverfahrens abhängig macht (Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 

2002 in der Rechtssache T-181 /00, Morello/Kommission, Randnr. 34 sowie die dort 

zitierte Rechtsprechung). 

9. Zum anderen ist auf folgenden Unterschied zwischen einem Beurteilungsbericht 

über einen Beamten und einer Entscheidung über die Ernennung des erfolgreichen 

Bewerbers in einem Stellenbesetzungsverfahren hinzuweisen. 
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10. Befindet sich der Beamte, der einen Beurteilungsbericht angefochten hat, im 

Zeitpunkt der Klageerhebung (bzw. der auf seine Klage ergehenden gerichtlichen 

Entscheidung) als dauernd voll dienstunfähig gemäß den Artikeln 53 und 78 des 

Statuts im Ruhestand, so besteht gleichwohl eine - wenn auch nur abstrakte -

Möglichkeit, dass die Aufhebung dieses Akts geeignet ist, für den Beamten einen 

konkreten rechtlichen Vorteil zu begründen. Denn, wie der Gerichtshof in Randnrn. 

46 - 52 des Urteils Gordon/Kommission dargelegt hat, ist die Situation eines von 

einer solchen Dienstunfahigkeit betroffenen Beamten prinzipiell reversibel, da 

dieser aufgrund von Artikel 16 des Anhangs VIII des Statuts eines Tages seinen 

Dienst innerhalb eines Gemeinschaftsorgans wieder aufnehmen könnte. Die 

dienstliche Tätigkeit des dienstunfähigen Beamten ruht lediglich, da seine Situation 

innerhalb der Organe vom Fortbestand der Voraussetzungen abhängt, die diese 

Dienstunfähigkeit, die in regelmäßigen Abständen überprüft werden kann, 

rechtfertigen. Im Falle einer Wiedereinstellung wäre der Beurteilungsbericht ein 

konkreter und förmlicher Beweis der Befähigung und Erfahrung des Beamten 

innerhalb des Organs, auf den er sich berufen könnte. Im Hinblick auf diese 

abstrakte Möglichkeit ist die Aufhebung eines fehlerhaften Beurteilungsberichts 

daher potentiell geeignet, für den Beamten einen konkreten rechtlichen Vorteil zu 

begründen. 

11. Befindet sich dagegen der Beamte, der eine Entscheidung über die Ernennung des 

erfolgreichen Bewerbers in einem Stellenbesetzungsverfahren angefochten hat, im 

Zeitpunkt der Klageerhebung (bzw. der auf seine Klage ergehenden gerichtlichen 

Entscheidung) als dauernd voll dienstunfähig gemäß den Artikeln 53 und 78 des 

Statuts im Ruhestand, so besteht grundsätzlich keine Möglichkeit, dass die 

Aufhebung dieses Akts geeignet ist, für den Beamten einen konkreten rechtlichen 

Vorteil zu begründen. Denn nach einer Aufhebung einer derartigen Entscheidung 

hätte das betreffende Organ zur Erfüllung seiner Verpflichtung nach Artikel 233 

EG, die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen zu ergreifen, ein neues 

Stellenbesetzungsverfahren einzuleiten. An diesem Stellenbesetzungsverfahren 

könnte aber der Kläger als ein ex hypothesi in diesem Zeitpunkt voll dienstunfähiger 

Beamter nicht teilnehmen, da er die Voraussetzungen für eine Ernennung auf die 

betreffende Stelle nicht erfüllt. 

12. Was die Ausführungen des Gerichts für den öffentlichen Dienst in Randnrn. 75 und 

77 des angegriffenen Urteils zu dem Gesundheitszustand des Klägers angeht (vgl. 
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Randnr. 16 der Rechtsmittelbeantwortung), so ist die Kommission der Auffassung, 

dass ein "besonderer Umstand", der den Fortbestand eines persönlichen und 

gegenwärtigen Interesses an der Aufhebung einer angefochtenen Entscheidung 

rechtfertigen kann, grundsätzlich nicht darin bestehen kann, dass sich durch die 

Aufhebung dieser Entscheidung der Gesundheitszustand des Klägers bessert. Im 

Rahmen der Beurteilung der Zulässigkeit einer Klage und insbesondere des 

Rechtsschutzinteresses ist nämlich eine typisierende Betrachtung angezeigt, wie sie 

auch in dem Urteil Gordon/Kommission sowie in den Ausfuhrungen in Randnrn. 3 -

11 des vorliegenden Schriftsatzes vorgenommen wurde. Schwierig objektivier- und 

beweisbare Umstände wie die psychisch vermittelten Auswirkungen einer 

gerichtlichen Entscheidung auf den Gesundheitszustand des Klägers müssen im 

Rahmen der Beurteilung der Zulässigkeit einer Klage dagegen außer Betracht 

beleiben. Darüber hinaus ist das Argument des Klägers in sich unschlüssig: Ein 

positiver Einfluss auf seinen Gesundheitszustand kann nämlich nichtjeder sondern 

allenfalls einer der Klage stattgebenden gerichtlichen Entscheidung zugeschrieben 

werden. Dagegen könnte nach dieser Logik eine die Klage abweisende gerichtliche 

Entscheidung gerade umkehrt einen negativer Einfluss auf den Gesundheitszustand 

des Klägers entfalten. Die Zulässigkeit einer Klage muss aber prinzipiell 

unabhängig von der Frage von deren Begründetheit beantwortet werden. 

13. Nach Auffassung der Kommission kam es somit überhaupt nicht auf die 

Auswirkungen einer gerichtlichen Entscheidung auf den Gesundheitszustand des 

Klägers an. Die Frage, ob ein derartiger Zusammenhang bewiesen ist bzw. ob das 

Gericht für den öffentlichen Dienst verpflichtet war, hierüber Beweis zu erheben, ist 

daher ohne Bedeutung. 

III. ZURÜCKWEISUNG DES ANTRAGS AUF AUFHEBUNG DER 
BESCHWERDEENTSCHEIDUNG (ERSTER TEIL DES NEUNTEN 
ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUNDES) 

14. Nach Auffassung der Kommission hat das Gericht für den öffentlichen Dienst in 

Randnrn. 211 - 215 des angegriffenen Urteils rechtsfehlerfrei dargelegt, dass die 

Beschwerdeentscheidung (Anlage A 9 zur Klageschrift) keinen eigenständigen 

belastenden Gehalt in Gestalt diffamierender Behauptungen enthält. 

15. Was zunächst die Erwähnung eines durchgehenden Krankheitsurlaubs des Klägers 

seit dem 18. Februar 2004 angeht, so wird - die objektive Unwahrheit dieser 
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Behauptung (quod non) unterstellt - der sozialethische Achtungsanspruch des 

Klägers hierdurch nicht beeinträchtigt. 

16. In bezug auf Randnr. 214 des angegriffenen Urteils ist zu bemerken, dass in der 

Beschwerdeentscheidung nicht behauptet wird, der Kläger habe mit anderen 

Personen als seinen Dienstvorgesetzten über die Unterrichtung des OLAF 

gesprochen. Wenn es auf S. 6 der Beschwerdeentscheidung weiter heisst, dass im 

Amt für amtliche Veröffentlichungen "ein breiter Personenkreis davon Kenntnis 

gehabt haben musste", so liegt darin lediglich eine vermutende Schlussfolgerung, 

die an die Tatsache anknüpft, dass der Kläger mit seinen Dienstvorgesetzten über 

die Unterrichtung des OLAF gesprochen hat, nicht aber die Behauptung, der Kläger 

habe noch mit weiteren Personen hierüber gesprochen. 

IV. ZURÜCKWEISUNG VON VIER ZUR BEGRÜNDUNG DES ANTRAGS AUF AUFHEBUNG 
DER ABLEHNUNGSENTSCHEIDUNG VORGEBRACHTEN KLAGEGRÜNDEN (DRITTER 
BIS SECHSTER ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUND) 

1. Zulässigkeit des Antrags auf Aufhebung des angegriffenen Urteils 

17. Nach Auffassung der Kommission ist der Antrag auf Aufhebung des angegriffenen 

Urteils insoweit unzulässig, als er sich auf die Zurückweisung von vier zur 

Begründung des Antrags auf Aufhebung der Ablehnungsentscheidung 

vorgebrachten Klagegründen bezieht. 

18. Nach Artikel 9, zweiter Unterabsatz, von Anhang I zur Satzung des Gerichtshofs 

kann ein Rechtsmittel gegen die im ersten Unterabsatz desselben Artikels genannten 

Entscheidungen des Gerichts für den öffentlichen Dienst von jeder Partei eingelegt 

werden, die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise unterlegen ist. Die Frage, ob ein 

Kläger im erstinstanzlichen Verfahren mit seinen Anträgen unterlegen ist, muss 

anhand eines Vergleichs zwischen den im erstinstanzlichen Verfahren gestellten 

Anträgen einerseits und dem Tenor des erstinstanzlichen Urteils andererseits 

beurteilt werden (siehe Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, IPK-München / 

Kommission, C-199/01 Ρ und C-200/01 P, Slg. S. 1-4627, Randnr. 42). Nicht 

dagegen kommt es an auf einen Vergleich zwischen den im erstinstanzlichen 

Verfahren vorgebrachten Magegründen und den Gründen des erstinstanzlichen 

Urteils. 



19. Wie sich aus Randnr. 43 des angegriffenen Urteils ergibt, hat der Kläger im 

erstinstanzlichen Verfahren u. a. beantragt, die Ablehnungsentscheidung 

aufzuheben. Indem das Gericht für den öffentlichen Dienst in Punkt 2 des Tenors 

des angegriffenen Urteils diese Entscheidung aufgehoben hat, hat es dem 

entsprechenden Antrag des Klägers vollständig stattgegeben. 

20. Der Kläger ist somit weder ganz noch auch nur teilweise mit seinem auf die 

Ablehnungsentscheidung bezogenen Antrag unterlegen. Er ist daher nicht nach 

Artikel 9, zweiter Unterabsatz, von Anhang I zur Satzung des Gerichtshofs 

berechtigt, insoweit ein Rechtsmittel gegen das angegriffene Urteil einzulegen, als 

dieses sich auf die Ablehnungsentscheidung bezieht. 

21. Nach Meinung der Kommission ändert sich hieran auch dadurch nichts, dass das 

Gericht für den öffentlichen Dienst, nachdem es dem ersten, auf einen Verstoß 

gegen den Beschluss vom 28. April 2004 gestützten Klagegrund als begründet 

angesehen hat, die vier weiteren zur Begründung des Antrags auf Aufhebung der 

Ablehnungsentscheidung vorgebrachten Klagegründe vorsorglich [à titre 

surabondant] ebenfalls geprüft und zurückgewiesen hat. 

22. Insbesondere ist es auch in einer derartigen Situation nicht angezeigt, eine 

Ausnahme von der Regel anzunehmen, nach der die Frage, ob ein Kläger im 

erstinstanzlichen Verfahren mit seinen Anträgen unterlegen ist, anhand eines 

Vergleichs zwischen den im erstinstanzlichen Verfahren gestellten Anträgen 

einerseits und dem Tenor des erstinstanzlichen Urteils andererseits zu beurteilen ist. 

Denn die Gründe eines erstinstanzlichen Urteils, durch die ein im erstinstanzlichen 

Verfahren vorgebrachter Klagegrund vorsorglich [à titre surabondant] 

zurückgewiesen wird, sind nicht geeignet, die Interessen eines Klägers im 

erstinstanzlichen Verfahren durch einen Eingriff in seine Rechtsstellung zu 

beeinträchtigen. Vorsorgliche Urteilsgründe tragen nämlich ex hypothesi nicht den 

Tenor des Urteils in dem Sinne, dass sie zur Bestimmung von dessen genauer 

Bedeutung unerlässlich sind. Daher ist das Organ, dessen Handlung oder 

Entscheidung aufgehoben worden ist, nicht verpflichtet, derartige Urteilsgründe zu 

beachten bei der Ermittlung des genauen Inhalts seiner Verpflichtung nach Artikel 

233 EG, die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen zu ergreifen. 
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23. Auch der Grundsatz eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes erfordert nicht, 

dass die vorsorgliche [à titre surabondant] Zurückweisung eines oder mehrerer im 

erstinstanzlichen Verfahren vorgebrachten Klagegründe eigenständig durch ein 

Rechtsmittel angegriffen werden kann. Denn wenn nach der Aufhebung der im 

erstinstanzlichen Verfahren angefochtenen Entscheidung das betreffende Organ eine 

dem Tenor nach identische neue Entscheidung erlässt, so kann der Kläger im 

erstinstanzlichen Verfahren diese neue Entscheidung ihrerseits vor den 

Gemeinschaftsgerichten anfechten, ohne dass diese Gründe der erstinstanzlichen 

Entscheidung gebunden wären, durch die die betreffenden Klagegründe vorsorglich 

zurückgewiesen worden sind. Wenn dagegen das betreffende Organ sich weigert, 

eine neue Entscheidung zu erlassen, so kann der Kläger im erstinstanzlichen 

Verfahren vor den Gemeinschaftsgerichten eine Verletzung der diesem Organ nach 

Artikel 233 EG obliegenden Verpflichtung geltend machen. 

24. Schließlich sprechen Erwägungen der Verfahrensökonomie nur auf den ersten Blick 

dafür, ein Rechtsmittel gegen die Gründe einer erstinstanzlichen Entscheidung 

zuzulassen, durch die bestimmte Klagegründe vorsorglich zurückgewiesen werden. 

Denn in bezug auf das Verhältnis zwischen verschiedenen Entscheidungsinstanzen 

von unterschiedlichem Niveau gebietet das Prinzip der Verfahrensökonomie nach 

Auffassung der Kommission dass die "höhere" Instanz erst dann angerufen werden 

kann, wenn die "niedrigere" Instanz ihre Position definitiv festgelegt hat und zwar in 

einem Sinne, der für denjenigen nachteilig ist, der die "höhere" Instanz anzurufen 

wünscht. Ein solches Verständnis liegt zum einen der in Artikel 9, erster 

Unterabsatz, von Anhang I zur Satzung des Gerichtshofs ausgesprochenen 

Beschränkung der tauglichen Gegenstände eines Rechtsmittels zugrunde (auf 

Endentscheidungen des Gerichts für den öffentlichen Dienst und Entscheidungen, 

die über einen Teil des Streitgegenstands ergangen sind oder die einen 

Zwischenstreit beenden, der eine Einrede der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit 

zum Gegenstand hat). Zum anderen bildet diese verfahrensökonomische Erwägung 

die ratio legis des in Artikel 9, zweiter Unterabsatz, von Anhang I zur Satzung des 

Gerichtshofs niedergelegten Erfordernisses, wonach ein Rechtsmittel nur von einer 

Partei eingelegt werden kann, die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise unterlegen 

ist. 

25. Wie sich aus Randnrn. 22 und 23 des vorliegenden Schriftsatzes ergibt, wird durch 

die Gründe einer erstinstanzlichen Entscheidung, durch die bestimmte Klagegründe 



vorsorglich zurückgewiesen werden, die Position weder der 

Gemeinschaftsgerichte noch des betreffenden Organs definitiv in einem dem Kläger 

im erstinstanzlichen Verfahren nachteiligen Sinne festgelegt. Dieser muss daher im 

Interesse der Verfahrensökonomie abwarten, ob das betreffende Organ eine dem 

Tenor nach identische neue Entscheidung erlässt und ob gegebenenfalls das in erster 

Instanz hiergegen angerufene Gemeinschaftsgericht deren Rechtmäßigkeit bestätigt, 

bevor er zulässigerweise das als Rechtsmittelgericht zuständige 

Gemeinschaftsgericht anrufen kann. 

2. Begründetheit des Antrags auf Aufhebung des angegriffenen Urteils 

a) Zum dritten Anschlussrechtsmittelgrund 

26. Die Kommission erinnert daran, dass nach ständiger Rechtsprechung das Vorliegen 

beruflicher Beziehungen zwischen einem Beamten (hier; Herm C und Herrn J) und 

einem Dritten (hier, im funktionellen Sinne: der Kläger) im Grundsatz nicht 

bedeuten kann, dass die Unabhängigkeit des Beamten beeinträchtigt sei oder 

erscheine, wenn dieser sich mit einer Angelegenheit zu befassen hat, die den Dritten 

betrifft (Urteile des Gerichts vom 3. Februar 2005, Mancini/Kommission, T-l 37/03, 

SlgÖD S. I-A-7 und 11-27, Randnr. 33 und vom 12. Juli 2005, De Bry/Kommission, 

T-l57/04, SlgÖD S. I-A-199 und 11-901, Randnr. 35). Rechtsfehlerfrei ist das 

Gericht für den öffentlichen Dienst in Randnr. 134 des angegriffenen Urteils 

implizit davon ausgegangen, dass zu den beruflichen Beziehungen zwischen einem 

Beamten und einem Dritten auch die Tatsache zählet dass der Dritte das OLAF über 

ein angebliches dienstliches Verhalten des Beamten unterrichtet. 

27. Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass Herr C aufgrund der Tatsache, dass der 

Kläger das OLAF über dessen angebliches Verhalten unterrichtet hat, dazu führen 

sollte, dass Herr C ein Interesse an dem Ausgang des hier streitgegenständlichen 

Stellenbesetzungsverfahrens hätte. Denn der Ausgang dieses Verfahrens steht in 

keiner funktionellen Verbindung zu der Behandlung der vom Kläger eingereichten 

Anzeige durch das OLAF. Wenn der Kläger in Randnr. 31 der 

Rechtsmittelbeantwortung ein mögliches "Rachemotiv" bei Herrn C unterstellt, so 

handelt es sich um eine rein abstrakte Spekulation, die durch keine konkreten 

Anhaltspunkte tatsächlicher Art gestützt wird. 



28. In diesem Zusammenhang betont die Kommission, dass Artikel IIa des neuen 

Statuts zu weit und in einer mit dem Grundsatz der ordnungsgemäßen Verwaltung 

unvereinbaren Weise ausgelegt würde, wenn die bloße Tatsache, dass gegen einen 

Beamten X aufgrund eines Hinweises eines Beamten Y ein OLAF-

Ermittlungsverfahren eingeleitet werde, zur Folge hätte, dass der Beamte X von 

jeder Mitwirkung an einem Erneimungsverfahren zur Besetzung einer Planstelle, um 

die sich der Beamte Y beworben habe, ausgeschlossen würde. Zu weitgehend 

erschiene der Kommission aus diesem Grunde auch eine Auslegung, die im 

Ergebnis darauf hinausliefe, dass die Tatsache, dass ein Beamter A, in bezug auf 

den ein Beamter B Informationen gemäß Artikel 22 a Absatz 1 des neuen Statuts 

übermittelt hat, in einer den Beamten B betreffenden Angelegenheit mitwirkt, als 

solche eine "nachteilige Auswirkung" im Sinne von Artikel 22 a Absatz 3 des neuen 

Statuts darstellen würde. 

29. In Randnr. 29 - 32 der Rechtsmittelbeantwortung rügt der Kläger, dass in den 

Randnrn. 132 - 135 des angegriffenen Urteils der im Rahmen von Artikel 11 a des 

neuen Statuts anzulegende Prüfungsmaßstab von einer bloß möglichen auf eine 

tatsächliche Beeinträchtigung der Unabhängigkeit / Unparteilichkeit verschoben 

werde. 

30. Hierzu bemerkt die Kommission, dass die Randnrn. 134 und 135 des angegriffenen 

Urteils mutatis mutandis in derselben Weise abgefasst sind wie die Randnrn. 35 und 

37 des Urteils De Bry/Kommission, welche folgendermaßen lauten 

(Unterstreichungen hinzugefügt): 

"35 Dans ce contexte, il a cependant été jugé que l'existence de relations 
professionnelles entre un fonctionnaire et un tiers ne saurait, en principe, impliquer 
que l'indépendance du fonctionnaire est compromise ou apparaît comme telle 
lorsque le fonctionnaire est appelé à se prononcer sur une affaire dans laquelle le 
tiers intervient, l'existence de tels contacts n'étant pas, à elle seule, de nature à 
établir à suffisance de droit que les relations existant entre ces deux personnes aient 
excédé le cadre normal (arrêt Willeme/Commission, précité, point 58). 
36 C'est à la lumière de ce qui précède qu'il convient d'examiner si, dans les 
circonstances du cas d'espèce, ľévaluateur devait raisonnablement comprendre que 
son impartialité en matière de notation du requérant était compromise ou 
apparaissait comme telle, aux yeux de tiers, du fait qu'il était classé au même grade 
que le requérant et qu'ils avaient tous deux vocation à être promus au grade 
supérieur. 
37 A cet égard, il importe de constater que le requérant n'a produit aucun élément 
de fait concret permettant de conclure que ľévaluateur aurait méconnu, par des actes 



spécifiques, l'obligation d'impartialité et d'intégrité lui incombant, soit au cours 
de la période d'évaluation, soit lors de la procédure d'évaluation. [...] " 

31. Hieraus folgt, dass sich das angegriffene Urteil nicht von dem durch die 

Rechtsprechung des Gerichts erster Instanz vorgegebenen Prüfungsmaßstab entfernt 

hat. 

32. Zu Randnr. 33 der Rechtsmittelbeantwortung (der sich inhaltlich auf Randnr. 136 

und nicht - wie vom Kläger ausgeführt - auf Randnr. 137 des angegriffenen Urteils 

bezieht) bemerkt die Kommission, dass der Kläger lediglich in Randnr. 33 der 

Klageschrift behauptet hat, dass seine Beziehungen zu Herrn "C" (= 

belastet waren. Diese Behauptung leitet der Kläger selbst aber ausschließlich aus der 

Tatsache ab, dass er das OLAF über das angebliche Verhalten von Herrn "C" (= 

unterrichtet hat. Auf dieses Argument ist das Gericht für den öffentlichen 

Dienst aber bereits in Randnr. 134 des angegriffenen Urteils eingegangen, wo es 

ausgeführt hat, dass "die Unierrichtung des OLAF durch einen Beamten über das 

Verhalten eines anderen Beamten für sich allein nicht zur Folge haben kann, dass 

die Unabhängigkeit des betroffenen Beamten beeinträchtigt ist oder als 

beeinträchtigt erscheint, wenn er in einer Angelegenheit zu befinden hat, die den 

erstgenannten Beamten betrifft". Über die Unterrichtung des OLAF hinausgehend 

hat der Kläger aber eine Belastung seiner Beziehung zu Herrn "C" (=Щ^ bzw. 

Hern J (= H^|) nicht nur nicht bewiesen sondern nicht einmal behauptet. 

33. Aus dem gleichen Grund ergibt sich auch aus den Ausführungen in Randnr. 34 der 

Rechtsmittelbeantwortung nicht, dass dem angegriffenen Urteil ein 

Rechtsanwendungsfehler zugrunde liegt. 

b) Zum vierten Anschlussrechtsmittelgrund 

34. Zu Randnr. 37 der Rechtsmittelbeantwortung bemerkt die Kommission, dass die 

Frage, ob ein in einem Stellenbesetzungsverfahren zur Mitwirkung berufenes 

beratendes Instanz wie das Vorauswahlgremium ordnungsgemäß zusammengesetzt 

ist, von der Frage zu unterscheiden ist, ob diese Instanz bzw. die 

Anstellungsbehörde einen offensichtlichen Beurteilungsfehler bei ihrer 

Auswahlentscheidung begangen haben. Auch der Kläger ist im übrigen in seiner 

Klageschrift im erstinstanzlichen Verfahren von diesem Verständnis ausgegangen. 



Anderenfalls hätte er nämlich den auf einen offensichtlichen Beurteilungsfehler 

gestützten (dritten) Klagegrund lediglich hilfsweise gegenüber dem auf die 

fehlerhafte Zusammensetzung des Vorauswahlgremiums gestützten (ersten) 

Klagegrund vorgebracht. 

35. Was die Größe des vom Kläger geleiteten Teams angeht (vgl. Randnr. 39 der 

Rechtsmittelbeantwortung), so ist das Gericht für den öffentlichen Dienst in Randnr. 

170 des angegriffenen Urteils rechtsfehlerfrei zu dem Schluss gelangt, dass die 

Tatsache, dass das Vorauswahlgremium diese Größe mit 10 und nicht mit 15 

Personen angegeben hat, nicht zu einem offensichtlichen Beurteilungsfehler führt. 

Entscheidend ist nämlich, wie das Gericht für den öffentlichen Dienst zutreffend 

ausführt, dass das Vorauswahlgremium die Erfahrung im Bereich Personalführung 

("gestion et encadrement du personnel") als "begrenzt" ("limité") angesehen hat, wie 

sich aus dem Bewertungsbogen (Anlage B.7 zur Klagebeantwortung) ergibt. Hierbei 

ist auch zu beachten, dass erstens nach den eigenen Angaben des Klägers in dem 

seinem Bewerbungsschreiben beigefügten Lebenslauf (Anlage B.7 zur 

Klagebeantwortung) seine mit Aufgaben der Personalführung verbundene Tätigkeit 

im Zeitpunkt des Bewerbungsverfahrens bereits mehr als 2 Jahre zurücklag. 

Zweitens hat der Kläger selbst in dem genannten Lebenslauf die Größe des von ihm 

geleiteten Teams nur mit "bis zu 15 Personen" ("up to 15 people") angegeben. 

Drittens gibt es keinerlei Hinweis darauf, dass das Vorauswahlgremium über die 

Natur der betreffenden Position des Klägers ("Head of section") im unklaren 

gewesen wäre. 

36. Zu Randnr. 40 der Rechtsmittelbeantwortung bemerkt die Kommission, dass das 

Vorauswahlgremium in dem Bewertungsbogen (Anlage B.7 zur 

Klagebeantwortung) vermerkt hat, dass der Kläger im Bereich Management an 

keinem förmlichen Fortbildungsprogramm, sondern lediglich an einer dreitägigen 

Schulung teilgenommen hat. Da die Stellenausschreibung ausdrücklich eine 

„spezifische Ausbildung im Bereich Management" verlangt hat, ist das Gericht für 

den öffentlichen Dienst in Randnr. 166 des angegriffenen Urteils rechtsfehlerfrei zu 

dem Schluss gelangt, dass das Vorauswahlgremium in diesem Punkt keinen 

offensichtlichen Beurteilungsfehler in bezug auf die Qualifikation des Klägers 

begangen hat. 
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37. Zu Randnr. 41 der Rechtsmittelbeantwortung genügt der Hinweis, dass nach 

Punkt V. 2. der "Praktischen Anweisungen für die Parteien" in der im Zeitpunkt der 

Klageerhebung vor dem Gericht erster Instanz gültigen Fassung (ABl. 2002, L 87, 

S. 48) die Höchstzahl der Seiten einer Klageschrift, die je nach dem Gegenstand und 

den Umständen der Rechtssache grundsätzlich nicht überschritten werden sollte, 20 

bis 50 Seiten für die Klageschrift beträgt. Da die vom Kläger eingereichte 

Klageschrift lediglich 16 Seiten umfasst, kann er sich nicht auf eine Beschränkung 

der Länge von Schriftsätzen berufen, um zu rechtfertigen, dass er die Behauptung, 

dass Herr A die ihm in seiner Eigenschaft als Auditor des Amts für 

Veröffentlichungen obliegenden Aufgaben nicht ordnungsgemäß wahrgenommen 

habe, da er den Hinweisen des Klägers auf Missstände in diesem Amt nicht 

nachgegangen sei, weder in der Klageschrift noch in der Erwiderung ausreichend 

substantiiert hat. Die diesbezüglichen Ausführungen in Randnr. 164 des 

angegriffenen Urteils sind daher rechtsfehlerfrei. 

38. Zu Randnr. 42 der Rechtsmittelbeantwortung ist zu bemerken, dass es zwar zutrifft, 

dass das NichtVorliegen einer Tatsache als solches nicht bewiesen werden kann. 

Will aber ein Kläger einen Klagegrund auf das Nichtvorliegen der Tatsache A (wie 

z. B. die Nichtberücksichtigung seiner Beurteilungen und seiner Personalakte) 

stützen, so reicht es nicht aus, dass er dieses Nichtvorliegen "auf Verdacht" 

vorbringt. Vielmehr kann und muss er substantiiert behaupten (und ggf. beweisen), 

dass eine Indiztatsache B vorliegt, aus der sich das Nichtvorliegen der Tatsache A 

notwendigerweise ergibt. Ein Beispiel hierfür bildet das Urteil des Gerichthofs vom 

7. Juli 1964, de Pascale / Kommission, Rs. 97-63, Sig. S. 1109, wo (auf S. 1163) 

ausgeführt wird, dass aus den vorgelegten Unterlagen hervorgehe, dass den 

Mitgliedern der Kommission bei der Entscheidung über die in diesem Verfahren 

streitige Stellenbesetzung "für die Abwägung nur der Vorschlag eines Mitglieds, die 

Bewerbungsschreiben und die Stellenausschreibung [...] vorlagen". Aus der in 

jenem Falle bewiesenen Tatsache, dass der Kommission nur die genannten 

Elemente vorlagen, ergab sich aber notwendigerweise, dass andere Elemente, wie 

insbesondere die Personalakten der Bewerber, nicht vorlagen. 

39. In der vorliegenden Rechtssache hat es der Kläger jedoch unterlassen, substantiiert 

zu behaupten, dass eine Indiztatsache vorliegt, aus der sich die 

Nichtberücksichtigung seiner Beurteilungen und seiner Personalakte 
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notwendigerweise ergibt. Die diesbezüglichen Ausführungen in Randnr. 165 des 

angegriffenen Urteils sind daher rechtsfehlerfrei. 

c) Zum fünften Anschlussrechtsmittelgrund 

40. In bezug auf diesen Anschlussrechtsmittelgrund genügt der Hinweis, dass nach 

ständiger Rechtsprechung Beförderungen nach Artikel 45 des Statuts "aufgrund 

einer Auslese" vorgenommen werden und die Anstellungsbehörde daher weder 

verpflichtet ist, dem nicht beförderten Bewerber mitzuteilen, wie sie ihn und den zur 

Beförderung vorgeschlagenen Bewerber im Vergleich zueinander beurteilt hat, noch 

im einzelnen darzulegen hat, wie sie zu der Auffassung gelangt ist, dass der 

ernannte Bewerber die in der Stellenausschreibung aufgestellten Voraussetzungen 

erfüllt. Es genügt vielmehr, dass sich die Begründung auf das Vorliegen der 

rechtlichen Voraussetzungen bezieht, von denen das Statut die Ordnungsmäßigkeit 

der Beförderungsverfahrens abhängig macht (Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 

2002 in der Rechtssache T-l 81/00, Morello/Kommission, Randnr. 34 sowie die dort 

zitierte Rechtsprechung). 

d) Zum sechsten Anschlussrechtsmittelgrund 

41. Zu diesem Anschlussrechtsmittelgrund bemerkt die Kommission, dass die in 

Randnr. 193 des angegriffenen Urteils erfolgte Zurückweisung der Rüge des 

Klägers, er sei, anders als die übrigen Bewerber, verspätet über die Ablehnung 

seiner Bewerbung informiert worden, jedenfalls aus dem Grund gerechtfertigt war, 

dass auch dann, wenn dem Betroffenen eine individuelle Entscheidung verspätet 

mitgeteilt worden ist, diese Verspätung nicht zur Aufhebung der Entscheidung 

führen kann. Denn die Mitteilung einer individuellen Entscheidung an den 

Betroffenen ist eine dieser Entscheidung nachfolgende Handlung und hat somit 

keinen Einfluss auf deren Inhalt. In bezug auf die - von dem Aspekt der 

Diskriminierung losgelöste - Rüge eines Verstoßes gegen den Grundsatz der 

ordnungsgemäßen Verwaltung und die Fürsorgepflicht hat das Gericht für den 

öffentlichen Dienst dies in Randnr. 197 des angegriffenen Urteils ausdrücklich 

ausgeführt, was der Wäger im Rahmen des vorliegenden Rechtmittels auch nicht 

beanstandet. Insofern zu der Verspätung als solcher aber noch eine vorgebliche 
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Diskriminierung zwischen verschieden Bewerbern hinzutreten sollte, kann aber 

im Ergebnis nichts anderes gelten. 

V. VERURTEILUNG DER KOMMISSION ZUM ERSATZ EINES BEHAUPTETEN 
IMMATERIELLEN SCHADENS NUR IN HÖHE EINES BETRAGS VON 2000 € ANSTATT 
VON 5000 € (SIEBTER, ACHTER UND ZEHNTER ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUND 
SOWIE ZWEITER TEIL DES NEUNTEN ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUNDES) 

1. Zum siebten Anschlussrechtsmittelgrund 

42. Die Kommission weist daraufhin, dass die Rechtsprechung nur in ganz bestimmten 

Sachverhaltskonstellationen anerkannt hat, dass die Verzögerung beim Erlass bzw. 

der Bekanntgabe einer Entscheidung bei dem davon betroffenen Beamten einen 

immateriellen Schaden in Form eines Zustands der Ungewissheit und Unruhe 

hervorrufen kann. Der bei weitem häufigste Sachverhaltskonstellation dieser Art ist 

die verspätete Erstellung eines Beurteilungsberichts (siehe hierzu z.B. das vom 

Kläger zitierte Urteil des Gerichts vom 8. Dezember 2005 in der Rechtssache T-

274/05, Rounis/Kommission). Eine weitere relevante Sachverhaltskonstellation 

betrifft das verspätete Ergreifen von Maßnahmen, zu denen das betreffende Organ 

nach Artikel 233 EG aufgrund der der gerichtlichen Aufhebung einer Entscheidung 

über die Entlassung eines Bediensteten (siehe hierzu das vom Kläger zitierte Urteil 

des Gerichts vom 12. Dezember 2000 in der Rechtssache T-l 1/00, 

Hautem/Europäische Investitionsbank) bzw. den Ausschluss eines Bewerbers von 

einem allgemeinen Auswahl verfahren (Urteil des Gerichts vom 8. Oktober 1992 in 

der Rechtssache T-84/91, Meskens/Europäisches Parlament) verpflichtet war. 

Schließlich hat die Rechtsprechung einen immateriellen Schaden in Form eines 

Zustands der Ungewissheit und Unruhe in einem Fall anerkannt, in dem der 

Disziplinarrat seine Stellungnahme unter erheblicher Überschreitung der in dem 

damaligen Artikel 7 (jetzt: Artikel 18) von Anhang IX des Statuts abgegeben hat 

(Urteil des Gerichts vom 1. April 2004 in der Rechtssache T-l 98/02, 

N/Kommission, Randnrn. 133 - 136). 

43. Nach Auffassung der Kommission sind die Folgen, die die um einige Wochen 

verspätete Bekanntgabe der Entscheidung über die Ablehnung der Bewerbung eines 

Beamten auf eine freie Beförderungsstelle für diesen Beamten hat, ihrer Art und 

Intensität nach nicht mit den erwähnten Sachverhaltskonstellationen vergleichbar. 



Das Gericht für den öffentlichen Dienst hat daher in Randnr. 221 des 

angegriffenen Urteils rechtsfehlerfrei darauf abgestellt, dass der Kläger nicht 

nachgewiesen hat, dass ihm durch die verspätete Mitteilung der 

Ablehnungsentscheidung ein Schaden entstanden ist. 

2. Zum achten Anschlussrechtsmittelgrund 

44. Die Kommission erinnert erstens daran, dass die in Randnr. 61 der 

Rechtsmittelbeantwortung erwähnten vier weiteren zur Begründung des Antrags auf 

Aufhebung der Ablehnungsentscheidung vorgebrachten Klagegründe nicht 

durchgreifen (vgl. Randnrn. 26-41 des vorliegenden Schriftsatzes). 

45. Zweitens hat die Kommission in ihrem Rechtsmittel (Randnrn. 27 - 36 der 

Rechtsmittelschrift) geltend gemacht, dass das Gericht für den öffentlichen Dienst in 

Randnr. 219 des angegriffenen Urteils rechtsfehlerhaft festgestellt hat, dass dem 

Kläger durch die Ablehnungsentscheidung überhaupt ein immaterieller Schaden 

entstanden ist. 

46. Drittens ist die Kommission der Auffassung, dass selbst dann, wenn anzunehmen 

wäre, dass dem Kläger durch die Ablehnungsentscheidung ein immaterieller 

Schaden entstanden ist, der Umfang des zu leistenden Schadensersatzes 

ausschließlich vom Umfang des durch ein rechtswidriges Verhalten des 

betreffenden Organs verursachten Schadens abhängt und nicht von der Zahl der 

Gründe, aus denen sich die Rechtswidrigkeit dieses Verhaltens ergibt. Den durch die 

Ablehnungsentscheidung verursachten immateriellen Schaden des Klägers hat das 

Gericht für den öffentlichen Dienst in Randnr. 220 des angegriffenen Urteils auf 

2000 EURO beziffert. Selbst wenn daher (quod non) einer oder mehrere der in 

Randnr. 61 der Rechtsmittelbeantwortung erwähnten vier weiteren zur Begründung 

des Antrags auf Aufhebung der Ablehnungsentscheidung vorgebrachten 

Klagegründe durchgreifen sollte, so würde dies an dem Umfang des aufgrund der 

Ablehnungsentscheidung zu leistenden Schadensersatzes nicht ändern. 

3. Zum zweiten Teil des neunten Anschlussrechtsmitteigrundes 

47. Da die Beschwerdeentscheidung keinen eigenständigen belastenden Gehalt in 

Gestalt diffamierender Behauptungen enthält (vgl. Randnrn. 14 - 16 des 



vorliegenden Schriftsatzes), ist das Gericht für den öffentlichen Dienst 

rechtsfehlerfrei zu der Schlussfolgerung gelangt, dass ein Schadensersatzanspruch 

des Klägers insoweit nicht gegeben ist. 

4. Zum zehnten Anschlussrechtsmittelgrund 

48. Die Kommission tritt erstens der Unterstellung des Klägers nachdrücklich entgegen, 

sie habe im vorgerichtlichen Verfahren sowie im erstinstanzlichen gerichtlichen 

Verfahren unwahre Tatsachenbehauptungen aufgestellt. Zwischen den Parteien war 

vielmehr die Rechtsfrage umstritten, zu welchem Zeitpunkt das 

Vorauswahlgremium im Rechtssinne konstituiert worden ist bzw. seine Tätigkeit 

aufgenommen hat. Die Kommission hatte die Auffassung vertreten, dies sei bereits 

mit der Ernennung von Frau B als Berichterstatterin am 31. März 2004 der Fall 

gewesen. Das Gericht für den öffentlichen Dienst hat diese Rechtsauffassung in 

Randnrn. 107 - 113 des angegriffenen Urteils verworfen. Für unwahre 

Tatsachenbehauptungen der Kommission im vorgerichtlichen Verfahren oder im 

erstinstanzlichen gerichtlichen Verfahren liefert der Kläger keinerlei sachlichen 

Beleg. 

49. Zweitens hat die Kommission in ihrem Rechtsmittel (Randnrn. 27 - 36 der 

Rechtsmittelschrift) geltend gemacht, dass die Feststellung des Gerichts für den 

öffentlichen Dienst in Randnr. 219 des angegriffenen Urteils, dem Kläger sei durch 

die Ablehnungsentscheidung ein immaterieller Schaden entstanden, rechtsfehlerhaft 

ist. Selbst wenn man gleichwohl annehmen wollte, dass dem Kläger durch die 

Ablehnungsentscheidung ein immaterieller Schaden entstanden ist, so hat der 

Kläger doch nicht dargelegt, dass ihm aufgrund des Verhaltens der Kommission im 

vorgerichtlichen Verfahren oder im erstinstanzlichen gerichtlichen Verfahren ein 

weiterer immaterieller Schaden entstanden sei, der über den durch die 

Ablehnungsentscheidung verursachten und in Randnr. 220 des angegriffenen Urteils 

auf 2000 EURO bezifferten immateriellen Schaden hinausgeht. 
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V. BEHANDLUNG DER ANREGUNG DES KLÄGERS, DEN ZUSTÄNDIGEN 

STRAFVERFOLGUNGSBEHÖRDEN EINE KOPIE DER VERFAHRENSUNTERLAGEN ZU 

ÜBERMITTELN UND ENTSPRECHEND STRAFANZEIGE ZU STELLEN (ZWEITER 

ANSCHLUSSRECHTSMITTELGRUND) 

50. Für den Fall, dass das Vorbringen des Klägers als eigenständiger Antrag zu 

verstehen sein sollte, das angegriffene Urteil insoweit aufzuheben, als das Gericht 

für den öffentlichen Dienst in Randnr. 49 dieses Urteils die Anregung des Klägers, 

den zuständigen Strafverfolgungsbehörden eine Kopie der Verfahrensunterlagen zu 

übermitteln und entsprechend Strafanzeige zu erstatten, zurückgewiesen hat, 

bemerkt die Kommission, dass ein Antrag im Rechtsmittelverfahren eine derartige 

gerichtliche Entscheidung nicht zulässigerweise zum Gegenstand haben kann. Denn 

nach Artikel 9, erster Unterabsatz, von Anhang I zur Satzung des Gerichtshofs sind 

taugliche Gegenstände eines Rechtsmittels lediglich Endentscheidungen des 

Gerichts für den öffentlichen Dienst sowie Entscheidungen, die über einen Teil des 

Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine 

Einrede der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat. 

51. Sollte das Vorbringen des Klägers dagegen in der Weise zu verstehen sein, dass 

damit ein weiterer Klagegrund erhoben wird im Rahmen der Anträge auf 

Aufhebung des angegriffenen Urteils, insoweit dieses die Klage in Punkt 4 des 

Tenors abgewiesen hat, so wäre ein derartiger Klagegrund als nicht stichhaltig 

("inopérant") zurückzuweisen. Denn selbst wenn das Gericht für den öffentlichen 

Dienst die genannte Anregung des Klägers zu Unrecht zurückgewiesen haben sollte, 

so würde sich der Rechtsmittelgrund doch gegen solche Gründe des angegriffenen 

Urteils richten, die keinen Einfluss auf dessen Tenor haben. 
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VI. ANTRÄGE 

Aus den genannten Gründen beantragt die Kommission, das Gericht möge 
die in der Rechtsmittelbeantwortung des Klägers enthaltenen Anträge auf 
Aufhebung des Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 25. 
September 2008 in der Rechtssache F-44/05, Strack/Kommission 
zurückweisen. 

Zugleich präzisiert die Kommission den Punkt 1 ihres in der 
Rechtsmittelschrift gestellten Antrags dahingehend, dass die Aufhebung des 
Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 25. September 2008 in 
der Rechtssache F-44/05, Strack/Kommission nur insoweit beantragt wird, 
als das Gericht für den öffentlichen Dienst 

- die Entscheidung, mit der das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Gemeinschaften die Bewerbung von Herrn Strack um die 
Stelle eines Leiters des Referats „Ausschreibungen und Verträge" abgelehnt 
hat, aufgehoben hat und 

- die Kommission verurteilt hat, an den Kläger Schadensersatz in Höhe von 
2 000 Euro zu zahlen. 

Dr. Barbara EGGERS 
Prozessbevollmächtigte der Kommission 


